
\ ß  pL-9494 Schaan 107. Jahrgang Nr. 250 Freitag, 8. November 1985 

tcditcnftctncr ̂ Bolhsbtatt 
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AKTUELL 
20 Tote bei Guerilla-Gefechten 
in Peru 

Bei zwei Zusammenstössen z w i 
schen Guerillas de r  maoistischen 
U n t e r g r u n d b e w e g u n g  «Leuchten
der P fad»  und Sicherheitskräften in 
der peruanischen Hochlandregion 
von Ayacucho sind 20 Rebellen ge
tötet worden. Das Oberkommando 
der peruanischen Streitkräfte teilte 
am Mittwoch abend (Ortszeit) in 
einem Communique weiter mit ,  
dass v i e r  Soldaten bei den Gefech
ten v e r w u n d e t  worden seien. D e r  
blutigste Zusammenstoss ereignete 
sich bereits am 1. November in d e r  
Ortschaft Uchuyunga, wo die R e 
gierungstruppen ein Kommando 
von e t w a  80 Rebellen stellten. D a 
bei w u r d e n  19 Guerillas getötet,  
hiess e s .  

Landtagswahl 
im Mittelpunkt 
Landtagsvizepräsident Armin 
Meier zum FBP-Parteitag 
am 10. November 

«Am Sonntag werden die von den  
Or t sg ruppen  und der  Parteileitung 
port ier ten Kandidatinnen und Kan
didaten f ü r  den Landtag vom Par
teitag offiziell nominiert. Für unser 
Land ist von entscheidender Bedeu
tung. welche Frauen und Männer  
das Volk im Landtag repräsentie
ren. D i e  Wahlen vom Februar 1 9 8 6  
sind Landtagswahlen. Dann  wird 
die Volksvertretung bestimmt, die 
Gesetze zu beraten und zu verab
schieden hat. Für  mich sind Land
tagswahlen das zentrale politische 
Ereignis in unserem Land. In den  
letzten Wochen sind in unseren 
Ortsgruppen  Frauen und  Männer  
als Kandidaten nominiert worden, 
die G e w ä h r  dafür bieten, dass die  
klare Linie der  FBP  auch in den  
nächsten Jahren werterverfolgt 
wird. W i r  brauchen eine starke 
Volksvertretung, eine Volksvertre-
t U n g,  d i e  bereits bei de r  Nomination 
von e i n e r  breiten Bevölkerungs
schicht getragen wird. Daher  wird 
es wichtig sein, dass möglichst viele 
Bürger innen und Bürger am FBP-
Parteitag teilnehmen. Von grosser 
Bedeutung ist aber auch, dass da s  
FBP-Wahlprogramm eine breite 
Abstützung im Parteivolk findet. 
Das Programm ist nicht nach mög
lichst wählerwirksamen Gesichts-
Punkten erstellt worden, sondern 
enthält Grundsätze, die für die Z u 
kunft unseres Landes wichtig sind. 
Die Stärkung der  Volksvertretung, 
™e Erhaltung unseres Lebensrau-
m e s ,  d i e  Partnerschaft von Mann 
u nd F r a u  sind entscheidende Ele
mente. 

Ich rufe deshalb meine Mitbürge-
nnnen und Mitbürger auf, mög
e s t  zahlreich am FBP-Parteitag in 
aduz teilzunehmen.» 

Neuerungen im Bereich der Heimatschriften 
Die Regierung unterbreitete dem Landtag eine Vorlage zu einem neuen Heimatschriftengesetz 

Wer seinen Pass verliert oder wem sein 
Reisepass auf irgendeine Art abhanden 
kommt, muss künftig nicht mehr damit 
rechnen, dass der Verlust des Dokumen
tes öffentlich in den Zeitungen ausge
schrieben wird. Der Wegfall der öffentli
chen Publikation ist ein Teil der Revisio
nen im Bereich der Heimatschriften, die 
in Form einer neuen Gesetzesvorlage 
dem Landtag unterbreitet wurde. Das 
Gesetz möchte das geltende Recht an die 
moderne Zeit anpassen. 

Das jetzt noch gültige Heimatschriften
gesetz wurde 1947 erlassen. Eine Neufas
sung der  gesetzlichen Vorschriften dräng
te  sich nach Auffassung de r  Regierung 
durch die Mobilität der  liechtensteini
schen Bevölkerung, durch die Notwen
digkeit eines besseren Schutzes der  Do
kumente vor Diebstahl und Missbrauch 
sowie durch die Änderung de r  Bedeutung 
de r  verschiedenen Heimatschriften im 
Laufe de r  Zeit auf. 

Längere Aufenthalte in fernen Weltge
genden sowie Aufenthalte in anderen 
Ländern mit Erwerbsausübung verlangen 
nach Darstellung de r  Regierung eine An
passung der  Heimatschriften. Ebenso 
verlange die Bekämpfung des Terroris
mus, in Verbindung mit Fälschungen 
oder  Missbrauch, die Herstellung von 
Heimatschriften, die nicht ohne weiteres 
kopiert oder  abgeändert werden können. 
Die Neugestaltung der  Passformulare ist 
ein erster Schritt in dieser Richtung. Im 
weiteren weist die Regierung in ihrem 
Antrag darauf hin, dass der  Heimatschein 

seine frühere Bedeutung verloren habe. 
Der Reisepass sei zum wichtigsten Doku
ment geworden, die Identitätskarte genü
ge heute als Ausweis für die Reisen in die 
meisten europäischen Länder. Alles in 
allem jedoch, de r  heutigen Bedeutung 
und Vielfalt der  Dokumente vermöge das 
geltende Heimatschriftengesetz nicht 
mehr gerecht zu werden. 

Nach Abschluss einer Vernehmlassung 
und der  Einsetzung einer Kommission ist 
die Regierung zur  Ansicht gelangt, die 
sogenannte Heimatbestätigung, die bis
her  vor allem im Verkehr zwischen den 
einzelnen Gemeinden eine Rolle spielte, 
könne ersatzlos ausgelassen werden. Da
mit gibt es nach de r  Gesetzesvorlage noch 
folgende Heimatschriften: Heimatschein, 
Reisepass, Kinderpass, Identitätskarte, 
Diplomatenpass, Dienstpass und beson
dere Ausweise für  Flüchtlinge und Staa
tenlose. 

Eine andere Änderung gegenüber dem 
heutigen Zustand ergibt sich mit der  Neu
organisation und der  Koordination zwi
schen Passamt und Zivilstandsamt. D a s  
Passamt wird demnach auch in Zukunft 
die Reiseausweise und die ausschliesslich 
für den Gebrauch im Ausland bestimm
ten Dokumente ausstellen. Das Zivil
standsamt hat jedoch vorerst die Unterla
gen für die Übereinstimmung der Hei
matschriften mit den Eintragungen in den 
Zivilstandsregistern zu liefern. Z u  diesem 
Zwecke hat das Zivilstandsamt für das 
Passamt Registerauszüge zu erstellen. 
Daneben soll dem Zivilstandsamt mit 

dem neuen Heimatschriftengesetz die 
Ausstellung und Kontrolle der Heimat
scheine übertragen werden. Auf  die Be
glaubigung durch das Passamt kann nach 
Ansicht der  Regierung in Zukunft  ver
zichtet werden, da das Zivilstandsamt mit 
seinen Registern besser in der Lage ist, 
für die Richtigkeit de r  Eintragungen in 
den Dokumenten zu sorgen. 

Eine wesentliche Änderung betrifft 
auch das Verfahren beim Verlust des Pas
ses. In Verlust geratene Reisepässe wer
den gegenwärtig noch auf  Verlangen und  
auf Kosten des Berechtigten oder  auf  A n 
ordnung der  Regierung in den Zeitungen 
aufgerufen und nach drei Monaten für 
ungültig erklärt. Dieses Verfahren erach
tet die Regierung als unzeitgemäss und 
unterbreitet den Vorschlag, dass de r  Ver
lust des Passes bei der  Polizei - gegen 
eine kostendeckende Geführ - zu Proto
koll gegeben werden muss. Damit soll 
verhindert werden, dass weniger Sorge zu 
den Heimatschriften getragen wird. 

Damit eine Ordnung für alle vom Staat 
ausgegebenen Identitäts- und Reiseaus
weise herrscht, enthält die Regierungs
vorlage auch Grundsatzbestimmungen 
für die Kinderpässe, die Reisepässe, zu 
den Diplomaten- und Dienstpässen, zu 
den Reisedokumenten für Flüchtlinge 
und Staatenlose sowie zu den vereinfach
ten Dokumenten für den kleinen Grenz
verkehr und zur Staatsbürgerschaftsbe
stätigung. 

Kanzler Kohl zur Deutschland-Politik 
Deutsche Frage bleibt offen - Für Genf weiter vorsichtig optimistisch 

europäischen Dach und im Rahmen einer 
europäischen Friedensordnung vereint 
werden könne. Eines sei jedoch für seine 
Regierung unumstritten: »Wir werden 
niemals, auch im wohlverstandenen In
teresse unserer Landsleute, unsere Frei
heit und unsere Sicherheit als Par tner  in 
der Atlantischen Gemeinschaft u n d  in 
der Europäischen Gemeinschaft der  Chi
märe eines unter neutralistischen Vorzei
chen wiedervereinigten Deutschlands op
fern.» 

Kohl betonte, ein neutrales Gesamt
deutschland würde die amerikanische 
Präsenz in Europa beenden, das westli-

Bonn (AP) Ungeachtet der verschiede
nen Äusserungen und Berichte nach dem 
Besuch des amerikanischen Aussenmini-
sters in Moskau bleibt Bundeskanzler 
Helmut Kohl hinsichtlich des amerika
nisch-sowjetischen Gipfeltreffens in Genf 
vorsichtig optimistisch. In einem Inter
view vertrat er die Auffassung, dass es 
auch am Genfer Verhandlungstisch eher 
Lösungen geben werde, wenn die Ost-
West-Beziehungen auf eine tragfähige 
Grundlage gestellt werden könnten. 
Gleichzeitig plädierte er dafür, einen ver
besserten Ost-West-Dialog auf regelmäs
sige Gipfeltreffen zu stützen. 

Kohl bekräftigte, dass ihm Präsident 
Ronald Reagan versichert habe,  die U S A  
würden an  der  restriktiven Auslegung des 
ABM-Vertrages mit Moskau festhalten, 
so dass sich eine mögliche Zusammenar
beit zwischen deutschen und amerikani
schen Finnen den Kriterien des Vertrages 
entsprechen würde. Was eine deutsche 
Beteiligung am SDI-Programm angehe, 
so sei »über Formen und Inhalte noch 
nicht entschieden.» E s  gehe darum, für 
die Mitarbeit deutscher Unternehmen die 
bestmöglichen Voraussetzungen zu schaf
fen. Die Entscheidung werde bis Jahres
ende fallen. 

Ausführlich nahm de r  Kanzler in dem 
Interview auch zur  Deutschlandpolitik 
Stellung. Kohl wiederholte dabei zu den 
Ostverträgen, vor allem den Warschauer 
Vertrag, dass »wir alle zur Kenntnis neh
men, dass neben d e r  rechtlichen Situation 
und den rechtlichen Grundlagen das Le
ben natürlich 40 Jahre  lang weitergegan
gen ist.» Es  werde höchstwahrscheinlich 
kein Zurück zum Nationalstaat des 19. 
Jahrhunderts geben, und die deutsche 
Frage werde nur  im europäischen Rah
men zu lösen sein. 

Deutsche Frage bleibt offen 
Kohl sagte weiter, für ihn bleibe die 

deutsche Frage offen. Es  gebe weiterhin 
Rechte und  Verantwortlichkeiten de r  
vier Mächte für Deutschlandf als ganzes 
und für Berlin. Dabei sei das  Recht auf 
Selbstbestimmung für  alle Deutschen un
verzichtbar. Nieman könne vorhersagen, 
wann die deutsche Nation unter  einem 

che Bündnis und die Europäische Ge
meinschaft zerstören. Deutschland würde 
sich trotz aller Garantien im Gravitat
ionsfeld der  Sowjetunion wiederfinden -
»eine abenteuerliche Vorstellung.« 

D e r  Kanzler betonte auch, dass die 
offene deutsche Frage den beziehungen 
zu Polen nicht im Wege stehe. Polen wis
se, dass die Bundesrepublik die Überwin
dung der Teilung Deutschlands nur mit 
friedlichen Mitteln und im Einvernehmen 
mit allen Nachbarn anstrebe. Dies stehe 
im Einklang mit allen Ostverträgen und 
mit der  KSZE-Schlussakte in Helsinki. 

Weiterer Ausbau der Radwege 
Durchgehende Verbindungen zwischen Gemeinden schaffen 

Radfahren ist aus verschiedenen Grün
den wieder in Mode gekommen. Aus die
sem Grunde sind Bestrebungen im Gan
ge, über das ganze Land ein Radwegnetz 
zu schaffen. Bereits im letzten Jahr hat 
die Regierung dem Landtag ein Konzept 
für Radwege vorgelegt. Im Strassenbau-
programm 1986 sind weitere Erläuterun
gen enthalten. 

Wesentliche Teile des Radnetzes sind 
nach d e m  Bericht der Regierung, sofern 
die Radstreifen miteinbezogen werden, 
vorhanden. Nun gelte es, die vorhande
nen Strecken möglichst rasch zu einer 
durchgehenden Verbindung zwischen 
den Ortschaften zusammenzuschliessen. 
Dagegen ist die Herstellung d e r  Verbin
dungen von den Wohngebieten zu den 
Arbeitsplätzen, den Schulen, den  Ver
waltungen und den Sport- und Freizeitan
lagen eine Aufgabe der  Gemeinden.  
Doch diese sind, wie eine Umfrage erge
ben hat ,  zumeist noch im Stadium der 
Planung, nur wenige Projekte liegen zur 
konkreten und raschen Verwirklichung 
vor. 

Die Planung des Radwegnetzes geht 
vom Grundsatz aus, dass den Rad- und 
Mofafahrern Gemeinschaftswege für 
langsame Fahrzeuge oder  verkehrsarme 

Renovation 
Rathaus Vaduz 
Endabrechnung genehmigt 

In seiner Sitzung vom 23. Okto
ber ha t  der  Vaduzer Gemeinderat 
die Endabrechnung für die Umbau-
und Renovationsarbeiten a m  Rat
haus zur Kenntnis genommen und 
genehmigt. Die Gesamtkosten be
laufen sich auf 4,696 Millionen 
Franken. Diese Gesamtkosten set
zen sich wie folgt zusammen: Vor
bereitungsarbeiten 83733 Franken, 
Gebäude 3,570 Millionen Franken,  
Betriebseinrichtungen 27125 Fran
ken, Umgebung 45291 Franken, 
Baunebenkosten 59624 Franken,  
Ausstattung 186127 Franken und 
Honorare 723979 Franken. Die  Re
gierung hat auf  den begrenzten Be
trag von 2 Millionen Franken eine 
Subvention von 15 Prozent, also 
300000 Franken, gewährt. D e r  Ko
stenvoranschlag auf der  Basis von 
1981 belief sich auf 3,67 Millionen 
Franken. Hinzu kam die Teuerung 
von 11,95 Prozent sowie nachträg
lich vom Gemeinderat beschlossene 
Arbeiten in Höhe  von 553000 Fran
ken sowie zusätzliches Mobiliar, 
Unterhalt und div. in Höhe  von 
255000 Franken. 

Alt-Bundesrat 
Wahlen gestorben 

Alt-Bundesrat Friedrich Traugott 
Wahlen ist im Alter  von 86 Jahren gestor
ben. Von 1942 bis 1945 war der  Politiker 
Beauftragter des Bundesrates für den 
Plan Wahlen, der  die Anbaufläche der  
schweizerischen Landwirtschaft gegen
über  der  Vorkriegszeit verdoppelte. 1942 
bis 1949 sass Wahlen im Ständerat, war 
von 1959 bis 1965 Bundesrat und beklei
dete 1961 das Amt  des Bundespräsi
denten. 

Strassen zugewiesen werden. Dabei sol
len möglichst bereits bestehende oder  
neu zu erstellende landwirtschaftliche Er-
schliessungsanlagen mitbenutzt und für 
den Radverkehr hergerichtet werden. 
Reine Radwege entlang der  Hauptstras
sen sind nach dem Konzept nur dort  vor
zusehen, wo keine durchgehenden Ne
benwege vorhanden sind und die Topo
graphie keine Parallelwege für gemisch
ten Langsamverkehr zulässt. Radstreifen, 
wie sie heute teilweise noch in Betrieb 
sind, sollten nur ausnahmsweise berück
sichtigt werden, weil sie vor allem in Aus-
serortsbereichen wenig zur Sicherheit der 
Radfahrer beitragen. 

Bei der Realisierung des Radwegnetzes 
wird an der  Aufgabenteilung zwischen 
Land und Gemeinden festgehalten: Ne
ben der  Anlage eines übergeordneten 
Netzes und der  Koordination zwischen 
den einzelnen Gemeinden liegt die 
Hauptaufgabe des Landes, wie die Regie
rung in ihrem Bericht an  den Landtag 
schreibt, in der finanziellen Unterstüt
zung der  Gemeinden beim Neubau von 
Radrouten und der  Beihilfe bei Ver-
kehrsberuhigungsmassnahmen sowie der 
Herrichtung bestehender Flurwege. 

Hoher Preis für 
philatelistische Rarität 

(spk/dpa) D e r  König-Carol-Brief, eine 
philatelistische Rarität, erzielte am Don
nerstag auf einer Briefmarkenauktion in 
West-Berlin den Preis von 650000 Mark.  
D e r  am 26. Februar  1856 in Freiburg 
gestempelte Brief stammt aus der  Samm
lung des rumänischen Königs Carol', der 
ihn 1937 in London ersteigert hatte.' 

1979 war die mit vier waagerechten 
Ein-Kreuzer-Marken, davon ein Kehr
druckpaar, frankierte Postsendung für 
230000 Mark in die mehrfach internatio
nal ausgezeichnete Herbert J. Bloch-
Sammlung gelangt, die jetzt in West-Ber-
lin versteigert wurde.  

- Nebenbei — 
Für jene Olympia-Briefmarken, 

die offenbar der Verbrennung. in 
Buchs entgingen, entwickeln die aus
ländischen Medien ein zunehmendes 
Interesse, wie gross aufgemachte Be
richte in der Presse und im Fernse
hen ahnen lassen. Es sind Ermittlun
gen im Gange, Verhaftungen wur
den vorgenommen, die Suche nach 
den Drahtziehern des «Millionen-
Coups» geht weiter. Nur unsere Re
gierung schweigt beharrlich dazu. 
Sie hat schon geschwiegen, als sie 
den ersten aufgetauchten Satz gegen 
Europa-Marken eintauschte. Und 
sie schweigt weiterhin, obwohl unse
re Bürger und Steuerzahler gerne 
einmal Auskunft hätten. Gilt, wenn 
es heiss wird, die Devise: «'Schwei
gen ist Gold?» 


